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che aber der Meinung waren, daß die sog. Willdorfer Wiese zur Gerichtsbarkeit der Rei- 

chenau gehöre. 
Die Erledigung der Angelegenheit wurde dann durch die Zeitumstände im Jahre 1802 ver- 

zögert, als die Reichenau in den Besitz des Kurfürstentums Baden überging. Erst im Jahre 
1803 konnte sich der vielbeschäftigte Obervogt Freiherr von Hundbiss wieder mit der Ange- 
legenheit beschäftigen und er tat dies seiner Art entsprechend gründlich. Zunächst verein- 
barte er einen Lokaltermin mit dem Freiherrn von Ulm zu Langenrain am 11. 7. 1803. Dabei 
ergab sich nach seinem Bericht: „Die Benennung des Natterbachs war zu allen Zeiten im 
Widerspruch, und jener Bach, welchen wir Natterbach nennen, wird von Langenrain Mühl- 
bach, jenes kleine Bächlein aber Natterbach genannt.” 

Nach einem eingehenden Studium der Akten, insbesondere derjenigen aus den Jahren 
1709 und ı710 kam der Obervogt der Reichenau zu dem Ergebnis: „Alle diese Gründe lassen 
mich leider vermuten, daß man mit der hiesigen Behauptung nicht auslangen, sondern sich 
nur in einen leidigen Prozeß verwickeln würde.“ Außerdem befürchtete der Obervogt, daß 
die alten nellenburgischen Hoheitsansprüche auf das Amt Reichenau dadurch wieder erweckt 
werden könnten. Er legte einen ausführlichen Bericht am ı5. 7. 1803 der Kurbadischen Pro- 
vinzbehörde in Meersburg vor, die sich in einem Hofratsbeschluß vom 8. 8. 1803 seiner 
Meinung voll anschloß. Seinem Bericht legte der Obervogt der Reichenau einen farbigen Plan 
des strittigen Gebietes am Mindelsee bei, der vermutlich aus alten Akten stammt und älter 
ist als der Bericht selbst. Der Plan stammt wahrscheinlich aus dem Jahre 1750, da die Neue 
Mühle beim Stöckenhof eingetragen ist, welche im Jahre 1748 erbaut wurde. Die Akten sind 
im Generallandesarchiv Karlsruhe unter Abt. 229 Fasc. 57907 und 57908 abgelegt. 

In den Jahren 1752-1753 war noch ein weiterer Streitfall zwischen der Reichenau und 
Freudental, weil ein toter Bettler, welcher zuvor im Streitforst bei Freudental hauste, zum 
Begräbnis auf die Reichenau gebracht wurde und dadurch die Gerichtsbarkeitsgrenze verletzt 
wurde (GLA 229/298sol. Peter Hirscher, Stuttgart 

Aus dem Badischen Strafrecht von 1806 

Wir stehen heute in einer Epoche der Rechtsumbildung. Der fortschrittlich denkende 
Deutsche aus der zweiten Hälfte des 20. Jahrhunderts verlangt vom Gesetzgeber im Rechts- 
gang der Ahndung von Rechtsbrüchen andere Normen und Formen. Ob diese nun zum Ziel 
der Gerechtigkeit den Sinn der Strafe oder deren Wesen, das Recht zu strafen oder den 
Zweck der Strafe propagieren oder in andern Schlagworten etwa erstarrte Probleme des noch 
geltenden Strafrechtes kritisieren: die gerechte Strafe kann auch fortan nur das eine, letztlich 
vernünftige und erlaubte Ziel der präventiven Wirkung haben, die weitmögliche Verhinde- 
rung künftiger Kriminalität also. Andere erblicken heute den primären Zweck der Strafe in 
der Besserung des Rechtbrechers, wieder andere in der gebotenen gesellschaftlichen Notwehr 
gegen das Verbrechertum als solches. 

Wie anders dachte und handelte man früher! Wir brauchen das Rad der Geschichte gar 
nicht so weit zurückdrehen, brauchen weder an Ketzerinquisitionen noch Folterkammern 
oder Hexenverbrennungen zu denken: die sogenannte Rechtssicherheit — die Unverbrüch- 
lichkeit und Berechenbarkeit der Rechtssätze also — wie das persönliche Interesse des Ge- 
schädigten, erforderten ehedem nur die Vergeltung einer Schuld. Und diese konnte nach 
früherer Meinung einzig und allein durch ein entsprechendes „Strafleiden“ getilgt werden. 
Am ı8. August 1806 veröffentlichte das Großherzogliche Hofgericht Freiburg im Auftrag 

des badischen Herrschers eine „Verkündung, die Strafgerichts-Pflege betreffend“, deren Inhalt 
nach dem Vorwort ab ı. September auch in den neuerworbenen, vorher österreichischen Lan- 
den Geltung bekam!. Dabei wurde auch die Einführung eines neuen und vollständigen 
„peinlichen Gesetzbuches” in Aussicht gestellt. Es folgte noch der deutliche Hinweis, daß 
durch diese, in höchstem Auftrag erlassene „Verkündung“ zum Teil neue, im übrigen aber 
gegenüber den bisher üblichen Ahndungen verschärfte Strafarten eingeführt werden. 

Es ist das Recht der Lebenden, alle Vergangenheit nach dem Bedürfnis und den Forderun- 
gen ihrer eigenen Zeit auszulegen. Und diese Deutung kann heute, nach nur etwas mehr 
als zwei Menschenaltern, bloß in einem immer wiederkehrenden Entsetzen über die Grau- 
samkeit vieler Strafmaße und Strafarten bestehen. Das ändert auch nicht die Tatsache, daß 
damals zu Beginn des 19. Jahrhunderts und nach mehr als zehn Kriegsjahren der Napoleo- 
nischen Ara bei einem großen Teil unserer Bevölkerung eine allgemeine Verlotterung der 

1 In der Landgrafschaft Nellenburg ab ı. Januar 1810. 
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Rechtsbegriffe eingerissen war, die ein konservatives Festhalten am josephinischen Geist un- 
möglich machte, zumal in der Strafrechtspflege. 

Die folgenden auszugsweisen Ausführungen fußen auf dem Wortlaut der erwähnten 
„Verkündigung“, stellen aber aus einer Vielzahl von Bestimmungen und Einschränkungen 
nur das für einen Rechtslaien von heute Auffälligste dar. 

Danach trat in der Regel die Todesstrafe unter anderm auch ein bei einer „boshaften“, 
also vorsätzlichen Verwundung mit Todesfolge, „auch wenn der Totschläger nur aus Über- 
eilung und Unbesorgtheit um Menschenleben so weit gegangen wäre. Genug, wenn er vor- 
setzlich ein Leides hat zufügen wollen und mit Anwendung des gemeinen Menschenver- 
standes hätte einsehen können, daß, so wie er die Handlung unternehme, es nicht in seiner 
Macht stehe, das Ertödten zu verhüten. Auch wenn ohne diesen Erfolg? allgemeintödliche 
Mittel wie Schußwaffen oder Gift angewandt werden oder wenn sonst die Absicht zu tödten 
hervorleuchtet, dann kommt mehr als das Verbrechen der Verwundung, nemlich ein ver- 
suchter Todtschlag, zur Untersuchung und strengeren Bestrafung“ (Punkt B 8). — Die Todes- 
strafe kam ferner in Betracht, wenn ein Wilderer jemanden durch Widersetzlichkeit ums 
Leben brachte (B 10]. Und weiter konnte auf Todesstrafe erkannt werden bei Verfälschung 
von Kaufmannswaren, die sich als lebensschädlich erwiesen hatten [(B 12). 

Sehr häufig war auf Kettenstrafe zu erkennen. Sie bestand in Zuchthausstrafe, „welche 
aber noch dadurch geschärft wird, daß der Verbrecher jeden Samstag die ı2 Tagesstunden 
über, von Morgens 8 bis Abends 8 Uhr, nach einem der Zuchthausverwaltung näher vorzu- 
schreibenden Maaß krumm geschlossen wird, auch selbigen Tag blos Wasser und Brod 
erhält”. Bei der halben Kettenstrafe geschah das nur alle ı3 Tage einmal (A 1). Auf Ketten- 
strafen — im Zuchthaus — von dreimonatiger Dauer standen 

a) Meineid von falschen Zeugen in bürgerlichen Sachen {(B 1a], 
b) Bruch eines besonderen Verspruchs-Eides, „womit sie übernommen hätten, eine ein- 

zelne besondere Verbindlichkeit zu erfüllen, z. B. Manifestations-Eid” (B ıb). Daneben 
war der Meineidige neben der Leibesstrafe seiner Ehre förmlich zu entsetzen (B ıc), 

c) die fälschliche Ablegung eines feierlichen Handgelübdes (B 2], 
d) der dritte zur Untersuchung kommende Ehebruch. „Wegen anderer hoher Unzucht — 

z. B. die widernatürliche, die Blutschande, die Entführung, die Nothzucht, die zwey- 
fache Ehe — hat es bey den noch härteren Strafen sein Bewenden“ (B 5). 

Höheren Kettenstrafen unterlagen 
a) Verkupplung und Hurenwirtschaft „nach Verschiedenheit der Verführungskünste, der 

mitverletzten Verwandtschaftsbande, der gebrauchten Gewalt und der Größe des ange- 
en Schadens bis zu 4 Monaten, nach Befund der Umstände bis zu 1!/s Jahren” 

B7). 
b) Verwundungen...., welche die Hilfe eines Wundarztes notwendig machten, je nach 

Verschiedenheit des Falles bis zur 1smonatigen ganzen Kettenstrafe. „Diese wird noch 
geschärft, wenn besondere Ehrfurchtspflichten in der verwundeten Person verletzt 
wurden, z. B. in obrigkeitlichen Personen, in Eltern, Pflegern usw” (B 8). 

Die Grade des Zuchthauses waren zuvor schon ein gemeines? und ein geschärftes. „Letz- 
teres hat — bey größerer Abscheulichkeit der That und Gefährlichkeit des Verbrechers — bald 
die Wiederholung der bey der gemeinen Zuchthausstrafe nur zweymaligen Züchtigung? von 
Zeit zu Zeit, bald die Anlegung von Fesseln, Aufbrennung des Zuchthauszeichens auf den 
Rücken, oder beständige Anschließung an die Wand zur Folge, so daß dieß geschärfte Zucht- 
haus, nach Umständen und Andauern, jeweils härter als die Kettenstrafe seyn kann“ (A 2). 

Mit Zuchthaus wurden bestraft 
a] bis zu einem halben Jahr: schriftliche oder mündlich ausgestoßene oder durch Druck 

verbreitete gröbliche Schmähungen gegen die Obrigkeiten, von Kindern gegen die 
- Eltern, von Pflegekindern gegen die Pfleger. „Auch muß der Verbrecher den auf diese 
Art beleidigten Eltern oder Pflegern auf den Knieen Abbitte thun“ (B 3), 

b) Verleumdung mit dem Ziel, jemanden durch falsche Anzeigen bei der Obrigkeit in 
Schaden oder Strafe zu bringen. Das Strafmaß wurde nach der Höhe des durch die 

dung beabsichtigten Schadens festgesetzt und konnte bis zu 2 Jahren betragen 
Ba), 

2 = Todesfolge. 
3 „gemein“ im Sinne von „gewöhnlich“. 
* Beim „Willkomm“ und beim „Abschied“, d. h. Prügelstrafen bei der Einlieferung und bei der Ent- 
lassung aus dem Zuchthaus. 
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c) heimliche Niederkunft in Verbindung mit Unzucht; Mindeststrafe 3 Monate [B 6), 
d) ein zweiter zur Untersuchung kommender Diebstahl, wenn der Wert des Diebesgutes 

mindestens 3 Mark Silbers oder 72 Gulden betrug. Handelte es sich um sogenannte 
gefährliche Diebe, d. h. solche, welche einstiegen oder einbrachen oder Diebesschlüssel 
gebrauchten oder Waffen mit sich führten, konnte die Zuchthausstrafe bis zu 2 Jahren 
betragen. Vom dritten Diebstahl an mußte ohne Rücksicht auf den Wert des Entwen- 
deten auf mindestens 2 Jahre Zuchthaus erkannt werden (B 9 a-c], 

e) „Ein Diebstahl, zu dessen Vollzug Mehrere sich zusammen gesellt haben, wird an 
jedem Einzelnen nicht nur für seinen Antheil, sondern fürs Ganze bestraft” (B 9. d), 

f} „Vierzehnjährige (!) Diebe erhalten schon keine rechtliche Rücksicht auf ihre Jugend in 
zumessung mehr“ [B ge], 

g) Reuiger Ban des Diebstahls vor der gerichtlichen Untersuchung bewirkte halben Straf- 
nachlaß (B og), 
Wilddiebereien, wenn mehrere Wilderer in Gesellschaft bewaffnet angetroffen wurden 
und sich den bestellten Jägern oder Waldaufsehern, die sie anhalten wollten, wider- 
setzten; hierfür betrug die Zuchthausstrafe 8 bis 10 Jahre. Strafmilderungen traten ein, 
wenn ein Wilderer sich nicht in Gesellschaft befand und unbewaffnet war, oder das 
Gewehr sofort wegwarf oder sich der Festnahme nicht widersetzte,; immerhin stand 
auch darauf noch Zuchthaus, im erstgenannten Falle 6 Wochen öffentliche Arbeit. „Wie- 
derholte Wilderey-Vergehungen werden noch um die Hälfte schärfer bestraft, und alle- 
mal wird neben der Strafe die nach Umständen hochansteigende Fanggebühr des Jägers 
zuerkannt“ [B ıo0), 

i) Verfälschung von Urkunden ohne oder mit betrügerischem Gewinn je nach Sachlage 
bis auf eine ı'/sjährige Zuchthausstrafe. „Die Verfälschung solcher Staatspapiere hin- 
gegen, welche statt baarem Geld im Umlauf sind, wird nach der höheren Peinlichkeit 
des Falschmünzens und Münzverfälschens abgemessen“ (B ır), 
„Die Verfälschung von Kaufmannswaren wird, je nachdem sie zugleich der Gesundheit 
des Menschen gar nicht oder in etwas nachtheilig oder sogar lebensschädlich ist, von 
öffentlicher Arbeit an bis auf mehrjährige Zuchthausstrafe bestraft (B 12) und kann 
sich sogar zur Todesstrafe vereigenschaften” (siehe dort), 

l} „Auf Gränz- und Markstein-Verrückung kann mehrjährige Zuchthausstrafe erfolgen, 
indem dieses Verbrechen noch höher als die Verfälschung öffentlicher Urkunden 
bestraft wird“ (B 13). 

Zu österreichischen Zeiten lieferte seit dem 16. Jahrhundert die Landgrafschaft Nellenburg 
die in ihr festgenommenen Vaganten und fremden Übeltäter in das Zuchthaus zu Buchloe 
ab. Für sie hatte die Nellenburgische Landschaftskasse an den Augsburger Kreis einen gewis- 
sen Beitrag jährlich zu zahlen. Einheimische Verbrecher schweren Grades verbrachte die Land- 
grafschaft Nellenburg damals in die Zuchthäuser zu Graz und Brünn, leichtere aber verwen- 
dete man innerhalb der Landgrafschaft zum Straßenbau. 

Sehr schwer war auch die Strafe des Schellenwerks , bestehend in öffentlicher Arbeit. 
Diese unterschied sich aber von der gemeinen (= gewöhnlichen] öffentlichen Arbeit darin, 
daß der Schellenwerker die Nächte im Gefängnis zuzubringen hatte und daraus unter stren- 
ger Bewachung zur Arbeit hin- und zurückzuführen war. Weiter mußte er die erste Zeit 
— für jede Woche Strafzeit einen Tag — seine Arbeit in Fesseln verrichten, welche den 
linken Arm mit dem rechten Fuß verbanden. Der Schellenwerker war Züchtling und galt 
während seiner Strafzeit als infam®. Sein täglicher Weg zur Arbeitsstelle und von dieser 
zurück mußte zwecks öffentlicher Diskriminierung jeweils durch eine Hauptstraße des Ortes 
führen. Wenigstens eine einmalige Tracht Schläge, öffentlich vollzogen, war mit seiner In- 
famierung „von selbst“ verbunden. Im Gefängnis mußte er von den gewöhnlichen, bürger- 
lichen Insassen streng abgesondert gehalten werden (A 4). 

Für weibliche Personen bestand die Schellenwerkstrafe ebenfalls in Fesselung und öffent- 
licher Züchtigung. Die öffentliche. Arbeit war jedoch durch eine solche im Gefängnis selbst 
ersetzt. Jeden zweiten Tag wurden die weiblichen Schellenwerker, und zwar im Anfang 
auch gefesselt, durch eine Hauptstraße an die Luft geführt (A 5). 

Der Strafe des Schellenwerks unterlagen 
a) der zweite, zu neuer Untersuchung kommende Ehebruch, Strafzeit 2 Monate (B 5). 
b) die zum vierten Mal verhandelte Unzucht; Strafzeit bei Männern zweimonatiges 

h 

k 

5 Wohl nach den klirrenden (schellenden) Fesseln so benannt. 

° = ehrlos. 
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Schellemmerk, bei Frauen zweimonatiges peinliches Gefängnis mit doppelter Züchti- 
gung [B 6], 

c) die Verkupplungen geringeren Grades, Strafzeit ı Monat (B 7]. 
In der Skala der Strafandrohungen folgte die Einweisung in ein Arbeitshaus. Sie unter- 

schied sich von der gemeinen Zuchthausstrafe im Wegfall vom „Willkomm” und „Ab- 
schied“, im Wegfall vom Zwang zum Tragen einer deutlich erkennbaren Zuchthauskleidung 
und im Wegfall des mit Peitschenhieben eines Zuchtmeisters ausgeübten Zwanges zur Ar- 
beit (A 6). Mit dreimonatigem Aufenthalt im Arbeitshaus wurde der wissentliche Bruch eines 
Diensteides gesühnt (B ı c). 
Vom Arbeitshaus zu unterscheiden war die Bestrafung mit öffentlicher Arbeit. Sie wie 

auch die Eintürmung und die Inhaftierung im bürgerlichen Gefängnis erstreckte sich jeweils 
nur auf wenige Wochen; auch konnte deren Strafvollzug relativ human genannt werden. 

Einen heute als Zusatz zu anderen Strafen unbekannter Begriff stellte die Amtsverban- 
nung dar. Sie konnte gegen Inländer ausgesprochen werden, wenn mit deren Gegenwart in 
einem Ort ein zu auffallendes Ärgernis oder ein Reiz zu neuen Verbrechen zu befürchten 
war. Solch ein Verbannter durfte künftig weder im Amtsbezirk seines Tatortes noch in des- 
sen unmittelbarer Nachbarschaft seinen ständigen Aufenthalt nehmen, auch Geschäfte hal- 
ber war ihm das nur auf kurze Zeit und nur mit besonderer „Amtsvergünstigung” gestattet. 
Andernfalls wurde er mit Züchtigung fortgewiesen. Diese Verbannung konnte auf Lebens- 
zeit oder auf eine Anzahl Jahre erkannt werden (A 7]. 

Statt zehnjähriger oder noch längerer Zuchthausstrafe war es auch möglich, einen Ver- 
brecher in ferne Lande zu verbannen oder gegen seinen Willen zu Kriegsdiensten abzu- 
schieben (A 3). PR 

Diese vielleicht etwas eigenwillig aus einem größeren Text herausdestillierten Details vom 
„Gerechtigkeitsausgleich“ eines noch kompromißlosen Staates ist die makabre Manifestation 
einer Haltung, wie sie vor 160 Jahren für die richterliche Praxis bestimmt war. Die oft völ- 
lige Preisgabe von Menschlichkeit und Moral in den Maximen für die Handhabung des 
Strafrechtes lassen uns die „Verkündung vom 18. August 1806“ nur mit sehr eindeutigen 
Gefühlen lesen. 

Quelle: Stadtarchiv Stockach, Fasc. IV 1/9. Hans Wagner, Stockach 

Der Hochverratsprozeß gegen den Lithographen Urban Muschani aus Steißlingen 

Auffallend in der Geschichte unseres Dorfes ist, daß — abgesehen von den Angehörigen 
des Ortsadels — sehr wenig Einwohner oder Bürger aufgrund ihrer Bildung, ihres Berufes 
oder sonstiger Tätigkeit außerhalb ihres Heimatdorfes in einflußreiche Stellungen gelangten 
oder sich sonst einen Namen machten. Die geistigen und politischen Auseinandersetzungen 
im 19. Jahrhundert haben dagegen zum Teil schon im Vormärz, besonders aber bei den badi- 
schen Volkserhebungen von 1848 und 1849 sowie der deutschkatholischen und später der 
altkatholischen Bewegungen bei einem kleinen Teil der Bürger Anklang gefunden. 

Im Juli 1834 wurde der aus Steißlingen gebürtige und aus Paris zu Besuch bei seinen Eltern 
in Steißlingen weilende Lithograph Urban Muschani verhaftet und in das Gefängnis des 
Bezirksamtes Stockach verbracht. 

Gegen ihn wurde ein „Untersuchungsverfahren wegen politischer Umtriebe und staats- 
gefährlicher Verbindung“ eingeleitet. Er wurde des „Hochverrats” angeklagt. Zur Person gab 
die Großherzogliche Gesandtschaft in Paris dem Ministerium des Großherzoglichen Hauses 
und der auswärtigen Angelegenheiten folgenden Bericht: 

„Urban Muschani, ist seiner Profession nach ein Lithograph und erhielt eine für seinen 
Stand ziemlich gute Erziehung. Er war einer der Ersten, die dem Deutschen Volksvereine 
beitraten, dessen Stifter: Garnier und Wolfram: da sie ihn als tüchtig für ihre hochver- 
rätherischen Zwecke erkannten, ihn zugleich mit den vornehmsten polnischen, spanischen 
und italienischen Flüchtlingen bekannt machten. Er wurde als Carbonaro aufgenommen, 
erhielt als solcher den Namen Melanchton und erreichte den zweiten Grad. 

Als sich die Wende der Deutschen nirgend konstituierte, wurde er der Auszeichnung werth 
erachtet, das Meisterdiplom zu erhalten. Von dieser Zeit fanden bei ihm die Versammlun- 
gen statt und er wurde in denselben zum Sekretär und später zum Präsidenten gewählt. Sei- 
nem Rathe zufolge zog man sich größerer Sicherheit halber von den übrigen Wendas zurück. 
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